
ARTIKEL 12
(1) Alle Bürger haben das Recht, zu Zwecken, die den Straf

gesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine oder Gesellschaften zu 
bilden.

ARTIKEL 13
(1) Vereinigungen, die die demokratische Gestaltung des öffent

lichen Lebens auf der Grundlage dieser Verfassung satzungs
mäßig erstreben und deren Organe durch ihre Mitglieder be
stimmt werden, sind berechtigt, Wahlvorschläge für die Volks
vertretung der Gemeinden, Kreise und Länder einzureichen.

(2) Wahlvorschläge für die Volkskammer dürfen nur die Ver
einigungen aufstellen, die nach ihrer Satzung die demokratische 
Gestaltung des staatlichen und gesellschaftlichen Lebens der ge
samten Republik erstreben und deren Organisation das ganze 
Staatsgebiet umfaßt.

ARTIKEL 14
(1) Das Recht, Vereinigungen zur Förderung der Lohn- und 

Arbeitsbedingungen anzugehören, ist für jedermann gewähr
leistet. Alle Abreden und Maßnahmen, welche diese Freiheit ein
schränken oder zu behindern suchen, sind rechtswidrig und ver
boten.

(2) Das Streikrecht der Gewerkschaften ist gewährleistet.

ARTIKEL 15
(1) Die Arbeitskraft wird vom Staat geschützt.
(2) Das Recht auf Arbeit wird verbürgt. Der Staat sichert durch 

Wirtschaftslenkung jedem Bürger Arbeit und Lebensunterhalt. 
Soweit dem Bürger angemessene Arbeitsgelegenheit nicht nach
gewiesen werden kann, wird für seinen notwendigen Unterhalt 
gesorgt.

ARTIKEL 16
(1) Jeder Arbeitende hat ein Recht auf Erholung, auf jähr

lichen Urlaub gegen Entgelt, auf Versorgung bei Krankheit und 
im Alter.

(2) Der Sonntag, die Feiertage und der 1. Mai sind Tage der 
Arbeitsruhe und stehen unter dem Schutz der Gesetze.

(3) Der Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der 
arbeitenden Bevölkerung, dem Schutze der Mutterschaft und der 
Vorsorge gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Invalidität, 
Arbeitslosigkeit und sonstigen Wechselfällen des Lebens dient
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